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Tenor

Der Antrag wird zurickgewiesen.

Tatbestand

Der Antrag betrifft die Zuweisung eines Buros.

Der ... geborene Antragsteller ist Berufssoldat und Oberstleutnant i.G. der Besoldungsgruppe A
15. Zum 1. November 2023 wurde er auf den Dienstposten eines Einsatzstabsoffiziers zum ...
in B. versetzt. Nach der Auflésung dieser Dienststelle wurde er zum 1. Oktober 2025 auf ein
dienstpostendhnliches Konstrukt zum ... versetzt. Bei diesem war er bereits zuvor bis Ende Juni
2025 aufgrund einer Kommandierung verwendet worden.

Am 25. Juni 2025 befahl ihm der Chef des Stabes und stellvertretende Kommandeur des ...,
Oberst R., als damaliger Disziplinarvorgesetzter, zur Umsetzung von im Rahmen struktureller
Anderungen erstellter Umzugsplanungen sein bisheriges Biiro in der ...Kaserne zu rdumen und
in ein anderes Buro des Gebaudekomplexes umzuziehen. Beim Einzug bemerkte der Antragstel-
ler im neuen Buro einen unangenehmen Geruch nach Chemikalien. Nachdem seine Beschwer-
de vom 3. Juli 2025 und eine weitere Beschwerde vom 4. August 2025 gegen den Umzugsbefehl
erfolglos blieben, stellte er Antrag auf Entscheidung des Truppendienstgerichts, welches diesen
mit Beschluss vom 27. November 2025 - N 5 BLa 27/25 und N 5 BLa 33/25 - zurlickwies.

Der ..., der seit Juli 2025 Disziplinarvorgesetzter des Antragstellers war, nahm auf dessen Bit-

te am 1. Juli 2025 das fragliche Buro in Augenschein, stellte den Geruch nach chemischen Rei-
nigungs- bzw. Lésungsmitteln und Farbe fest, bot dem Antragsteller daraufhin sofort das mobi-
le Arbeiten wahrend der gesamten Woche an und stellte das Betreten des fraglichen Blros in
dessen Ermessen. Da der Antragsteller von Mitte Juli bis Mitte August bereits genehmigten Er-
holungsurlaub hatte, betrachtete er den Vorgang nicht als zeitkritisch. Nachdem der Antragstel-
ler auf seine Information der Arztgruppe Betriebsmedizin ... und der Fachkraft fir Arbeitsmedi-
zin im ... keine Reaktion erhalten hatte, informierte er seinen Disziplinarvorgesetzten hiertber
am 17. September 2025. Am 18. September 2025 leitete dieser den Vorgang an die zustandi-
ge Fachabteilung weiter. Am 19. September 2025 sperrte der Kasernenkommandant der ...Ka-
serne das fragliche Blro und untersagte vorlaufig das Betreten. Am 22. September 2025 bean-
tragte der Disziplinarvorgesetzte des Antragstellers die sofortige Gefahrstoffmessung, informier-
te den Antragsteller Gber den Sachstand und wies ihn an, das Biiro bis auf Weiteres nicht mehr
zu betreten. Am 11. November 2025 wurde die Raumluftmessung in dem fraglichen Buro durch-
geflhrt und Uber das Ergebnis unter dem 24. November 2025 ein schriftlicher Bericht gefertigt.
Der Bericht wurde dem Antragsteller nach eigenen Angaben am 15. Januar 2026 zur Kenntnis
gegeben.

Mit Schreiben vom 20. Januar 2026 beschwerte sich der Antragsteller gegen Generalleutnant

B., Oberst R. und andere Personen. Generalleutnant B. sei den Hinweisen in seiner Beschwer-
de vom 3. Juli 2025 auf den Geruch nach Chemikalien nicht rechtzeitig nachgegangen und ha-
be nicht friher eine Gefahrstoffmessung initiiert. Er habe seinen Rlick-Umzug in sein altes BU-
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ro weder erwogen noch angewiesen. Nach unvermeidlichen Aufenthalten in seinem neuen BU-
ro habe er Kopfschmerzen, Konzentrationsschwierigkeiten und stark juckende Hautstellen ge-
habt, so dass er am 9. September 2025 flir Iangere Zeit krankgeschrieben worden sei. Oberst R.
habe seinen Antrag vom 4. Dezember 2025 auf Genehmigung einer Gefahrstoffmessung durch
einen privaten Gutachter durch den Hinweis auf die Messung durch die Gefahrstoffmessstelle
Nord der Sache nach abgelehnt und so seine Mdglichkeit eingeschrankt, sich Gewissheit Gber
die Gefahrstoffbelastung unmittelbar nach seiner Zuweisung zu beschaffen. Die flr die Verzdge-
rungen zwischen seiner Beschwerde vom 3. Juli 2025 und der Gefahrstoffmessung am 11. No-
vember 2025 sowie der Bekanntgabe der Messergebnisse verantwortlichen Personen wirden
offenbar darauf bauen, dass sich die fraglichen Stoffe verflichtigten und nicht mehr nachweis-
bar seien.

Unter dem 23. Februar 2026 erhob der Antragsteller weitere Untatigkeitsbeschwerde und rig-
te, dass Uber seine Beschwerde vom 20. Januar 2026 nicht innerhalb eines Monats entschieden
worden sei.

Mit Schriftsatz vom 22. April 2026 stellte der Antragsteller Antrag auf gerichtliche Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichts.

Mit Bescheid vom 26. Mai 2026 wies der Generalinspekteur der Bundeswehr die weitere Be-
schwerde zuriick. Die Beschwerde sei unzulassig. Der Anlass, die vermeintlichen Unterlassun-
gen von Generalleutnant B. seien dem Antragsteller spatestens am 24. September 2025 be-
kannt gewesen. Mit einem Schreiben dieses Datums habe er seine Verwunderung tber den spa-
ten Zeitpunkt des Antrages auf Gefahrstoffmessung zum Ausdruck gebracht. Damit habe die
Beschwerdefrist mit Ablauf des 24. Oktober 2025 geendet. Im Rahmen der Dienstaufsicht sei
das Vorbringen geprift worden, habe aber keinen Anhaltspunkt fir Einschreiten ergeben.

Den Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat der Generalinspekteur der Bundeswehr mit einer
Stellungnahme vom 26. Mai 2026 dem Senat vorgelegt.

Der Antragsteller bezieht sich auf sein Beschwerdevorbringen und macht geltend, Flrsorge-
pflichten von Vorgesetzten und die Kameradschaftspflicht ihm gegeniber und seine Rechte sei-
en dadurch verletzt, dass die Gefahrstoffmessung nicht unverzlglich nach Einlegung seiner Be-
schwerde vom 3. Juli 2025 beauftragt worden sei. Seine Rechte seien auch durch die verzégerte
Bekanntgabe der Beschwerde verletzt. Ihm lagen keine Daten vor, die Riuckschlisse auf die kurz
nach seinem Einzug in das Blro bestehende Gefahrstoffbelastung erlauben wirden. General-
leutnant B. und andere ihm vorgesetzte Offiziere hatten im Rahmen der Dienstaufsicht eingrei-
fen mussen und hatten die Verweigerung des Rickumzuges in sein altes Biro nicht dulden dur-
fen. Nach einer von ihm mittels einer Kl durchgefihrten nichtwissenschaftlichen Einschatzung
hatte die Gefahrstoffbelastung bei seinem Einzug in das Blro um ein Vielfaches hdher gewesen
sein kénnen als im November 2025 festgestellt. Es gabe keinen Nachweis, dass Schaden durch
die Belastung ausgeschlossen werden kénnten. Er habe sich selbst um eine betriebsarztliche
Untersuchung bei der ... GmbH bemuht. Nachdem dieser das Ergebnis der Gefahrstoffmessung
bekannt geworden sei, habe ihm der behandelnde Betriebsarzt mitgeteilt, aufgrund der inzwi-
schen verstrichenen Zeit sei auszuschliefen, dass eine Nachweisfihrung gelinge, mit welcher
eine Schadigung auszuschlieBen sei. Damit sei die gegenteilige Einschatzung des Beschwerde-
bescheides widerlegt.

Anders als dort behauptet habe er sich nicht geweigert, das als unzumutbar empfundene Blro
zu nutzen. Er habe die Einschatzung seines damaligen Disziplinarvorgesetzten, das Buro sei un-
zumutbar, nur Gbernommen. Zwar treffe es zu, dass dieser ortsunabhangiges Arbeiten in sein
Ermessen gestellt habe. Sein damaliger Disziplinarvorgesetzter habe aber seine Auffassung ge-
teilt, dass dadurch kameradschaftliches Miteinander und sozialer Austausch unterbunden und er
erheblich ausgegrenzt werde. Dies sei ein weiterer Akt des Mobbings und widerspreche Nr. 415
AR A-2645/1. AuBerdem beeintrachtige es seine Gesunderhaltung, da er damit vom Dienstsport
ausgeschlossen werde. Auch Karriere- und Laufbahnnachteile seien zu befiirchten.

Erst mehr als finf Monate nach Einlegung seiner Beschwerde sei ihm ein anderes Biro zuge-
wiesen worden. Zwar treffe es zu, dass er Erholungsurlaub genommen habe, um dem Mobbing
zu entgehen. Damit sei aber nicht der gesamte Zeitraum seiner Verwendung im ... abgedeckt.
Das Betretensverbot flr das fragliche Biiro sei mindestens zwei Monate zu spat ausgesprochen
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worden. Die Existenz eines Ersatzbiiros sei ihm erst Anfang Dezember 2025 mitgeteilt worden.
Er bestreite die Verfristung seiner Beschwerde. Die von ihm vorgetragenen Rechtsverletzun-
gen seien im September 2025 objektiv noch nicht erkennbar gewesen. Er misse nicht vorsorg-
lich Beschwerde wegen Sachverhalten einlegen, deren rechtliche Tragweite er noch nicht erken-
nen kdnne. Der Geruch nach Chemikalien begrinde zwar keinen verlasslichen Verdacht einer
Rechtsverletzung, aber Handlungsbedarf fir Generalleutnant B. und andere Vorgesetzte.

Er beschwere sich ausdricklich gegen Personen, die auf die Verflichtigung der Gefahrstoffe und
Beweisverschlechterung durch die Verzégerung bauen wurden. Dies sei fur ihn im September
2025 noch nicht vorhersehbar gewesen. Zwar treffe es zu, dass er im vierten Quartal 2025 Ian-
ger krankgeschrieben worden sei. Dies sehe er maRgeblich darin begrindet, dass die Truppen-
arztin ihn vor gesundheitlichen Nachteilen wegen Aufenthalten in seinem Blro und wegen Isola-
tion und Ausgrenzung habe bewahren wollen. Eine Verletzung seiner Rechte durch unterlasse-
ne dienstliche MaBnahmen in Bezug auf das Buro sei daher nicht ausgeschlossen. Er bestreite,
dass seine persdnlichen Belange ausreichend bertcksichtigt worden seien. Generalleutnant B.
und andere Vorgesetzte hatten ihm frihzeitig einen Rlickumzug in sein altes Bliro ermdglichen
und unverzuglich erforderliche MaBnahmen ergreifen mussen. Diese Personen hatten friher das
tun mussen, was sein fruherer Disziplinarvorgesetzter Oberst i.G. B. schlieBlich getan habe.

Der Antragsteller beantragt,

1.festzustellen, dass der Zeitraum zwischen seiner Beschwerde vom 3. Juli 2025 und der
Bekanntgabe des Ergebnisses der Messung vom 11. November 2025 am 15. Januar 2026
unangemessen lang gewesen sei,

2.festzustellen, dass die eingetretene Verzégerung bei der Gefahrstoffmessung von mehr
als vier Monaten den Nachweis des AusmaRes der tatsachlichen Belastung mit fllichti-
gen organischen Verbindungen insb. zu dem Zeitpunkt, an welchem er seine Beschwerde
vom 3. Juli 2025 eingelegt habe, unzulassig erschwert habe,

3.flr den Fall seiner méglichen schweren Erkrankung infolge der Einrichtung seines Arbeits-
platzes in Raum ... des Gebdudes ... vom 25. Juni bis 4. Dezember 2025 eine angemesse-
ne Dokumentation, die es ihm ermdégliche, Schadensersatz- und Entschadigungsforderun-
gen im gebotenen MaRe geltend machen zu kdnnen,

4 festzustellen, dass mit dem ihm am 4. Juni 2026 zugestellten Beschwerdebescheid das im
gesamten Beschwerdeverfahren geltende Beschleunigungsgebot missachtet worden sei
und

5.den Beschwerdebescheid fur rechtswidrig zu erkladren und aufzuheben.

Der Generalinspekteur der Bundeswehr beantragt,
den Antrag zurlckzuweisen.

Zur Begrundung verweist er auf den Beschwerdebescheid. Es sei zudem auszuschlieBen, dass
dem Antragsteller durch Aufenthalte in dem betreffenden Buro Nachteile entstanden seien.
Dienstaufsichtlich sei festgestellt worden, dass ohne feststellbare Versaumnisse alle zum Be-
schaftigtenschutz erforderlichen MaRnahmen rechtzeitig getroffen worden seien.

Wegen der Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der Akten Bezug genommen. Die
Beschwerdeakte des Bundesministeriums der Verteidigung und die Personalgrundakte des An-
tragstellers haben dem Senat bei der Beratung vorgelegen.

Entscheidungsgrunde

18

19

Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung hat keinen Erfolg. Er ist in jedem Antrag unzulassig.

1. Es ist bereits zweifelhaft, ob die ersten beiden Feststellungsantrage Gberhaupt statthaft sind.
Denn ein Feststellungsantrag kann nur auf die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens
eines Rechtsverhaltnisses oder auf die Rechtswidrigkeit einer MaRnahme gerichtet sein (vgl. §
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43 Abs. 1 VwGO analog), aber nicht auf die bloRe Klarung einer Rechtsfrage bzw. auf die Fest-
stellung einer Tatsache (BVerwG, Beschluss vom 2. Juli 1991 - 1 WB 138.90 - juris Rn. 6).

Alle Feststellungsantrage scheitern jedenfalls am Fehlen eines berechtigten Interesses an der
verlangten Feststellung nach § 23a Abs. 2 Satz 1 WBO i. V. m. § 43 Abs. 1 VwGO. Zwar genugt
hier jedes als schutzwiirdig anzuerkennende Interesse, rechtlicher, wirtschaftlicher oder ideeller
Art (BVerwG, Beschluss vom 21. Juli 2021 - 1 WB 3.21 - juris Rn. 23). Hieran fehlt es aber vorlie-
gend.

Insbesondere folgt das Feststellungsinteresse nicht aus einer Wiederholungsgefahr. Die Annah-
me einer Wiederholungsgefahr setzt die konkret absehbare Méglichkeit voraus, dass in naher
Zukunft eine gleiche oder gleichartige Entscheidung oder MaBnahme unter im Wesentlichen
gleichartigen Verhaltnissen zu Lasten des Antragstellers zu erwarten ist (stRspr, vgl. BVerwG,
Beschluss vom 13. Dezember 2011 - 1 WB 37.10 - juris Rn. 85 m. w. N.). Anhaltspunkte hierfir
sind weder vorgetragen noch ersichtlich.

Ein Feststellungsinteresse folgt auch nicht aus einem etwaigen Schadenersatzbegehren des An-
tragstellers fur Gesundheitsschaden infolge einer Gefahrstoffbelastung. Soweit der Antragstel-
ler deswegen klnftig einen Amtshaftungsanspruch gegen die Bundesrepublik Deutschland gel-
tend macht, sind gemal Art. 34 Satz 3 GG i. V. m. § 839 BGB die Zivilgerichte zustandig. Nach
der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts besteht aber insoweit kein Anspruch auf
den (vermeintlich) "sachnaheren" Richter. Das zustandige Zivilgericht hat im Rahmen der Be-
grundetheitsprifung Gber samtliche Fragen, auch soweit sie dem 6ffentlichen Recht zuzurech-
nen sind, in eigener Zustandigkeit zu entscheiden (BVerwG, Beschluss vom 18. Juli 2000 - 1 WB
34.00 - NZWehrr 2000, 252 <253>). Nichts Anderes gilt, wenn der Antragsteller einen Scha-
densersatzanspruch auf Flrsorgepflichtverletzungen von Vorgesetzten stutzt. In diesem Fall wa-
ren die allgemeinen Verwaltungsgerichte, nicht die Wehrdienstgerichte zustandig. Auch diese
prifen die Anspruchsvoraussetzungen in eigener Kompetenz umfassend.

SchlieBlich kann sich der Antragsteller auch nicht auf das Vorliegen eines Rehabilitationsinteres-
ses stltzen. Dieses vermag ein Feststellungsinteresse nur zu begriinden, wenn es bei verninf-
tiger Wirdigung der Verhaltnisse des Einzelfalles als schutzwirdig anzuerkennen ist (BVerwG,
Beschluss vom 18. Juli 2000 - 1 WB 34.00 - NZWehrr 2000, 252 <252 f.>). Dass der Antragstel-
ler subjektiv Verfahrensablaufe als diskriminierend oder als Mobbing empfindet, begriindet ein
Rehabilitationsinteresse nicht. Aus objektiver Sicht liegt nach verstandiger Wirdigung des ge-
schilderten Geschehensablaufes fern, dass die Flrsorge dem Antragsteller gegenuber in Bezug
auf mégliche Gesundheitsgefahrdungen durch Gefahrstoffe in seinem Buro vernachlassigt wor-
den sein kdnnte.

2. Fur das auf die Erstellung einer Dokumentation gerichtete Leistungsbegehren besteht weder
eine Antragsbefugnis noch ein Rechtsschutzinteresse.

Zwar ist der Dienstherr nach § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 2 Nr. 6, § 14 ArbSchG verpflichtet, Beschaftig-
ten des offentlichen Dienstes und damit auch Soldaten bei Veranderungen in ihren Arbeitsbe-
reichen Uber Gefahren flr Sicherheit und Gesundheit, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sein
kénnen, sowie GUber Malnahmen und Einrichtungen zur Verhitung dieser Gefahren zu unter-
richten. Er hat nach § 5 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 2 ArbSchG auch Gefédhrdungen zu ermitteln, die sich
aus chemischen Einwirkungen ergeben. § 6 ArbSchG verpflichtet den Dienstherrn zu einer Doku-
mentation der Gefdhrdungsbeurteilung, festgelegter Manahmen des Arbeitsschutzes und des
Ergebnisses ihrer Uberpriifung.

Unabhangig von der Frage, ob im Lichte der Flrsorgepflicht des § 10 Abs. 3 SG den Pflichten des
Dienstherrn ein subjektiv-6ffentliches Recht des einzelnen Soldaten, eine entsprechende Do-
kumentation und die Unterrichtung zu verlangen, gegenibersteht, ware zunachst ein entspre-
chender Antrag bei der zustandigen Stelle des Dienstherrn zu stellen. Gegen einen Ablehnungs-
bescheid oder die Nichtbescheidung kann der betroffene Soldat dann Beschwerde fuhren. Hier
ist aber das Verlangen nach einer Dokumentation erst Gegenstand des Beschwerdeschreibens
vom 20. Januar 2026 gewesen. Hierfur besteht vor der Durchfiihrung des Antragsverfahrens
kein Rechtsschutzinteresse. Hinzu kommt noch, dass ein entsprechender Anspruch zumindest
weitgehend erflllt ist und damit auch nicht mehr eingeklagt werden muss. Das Schreiben seines
fruheren Disziplinarvorgesetzten vom 23. September 2025 listet die erfolgten Manahmen akri-
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bisch auf. Die erfolgte Gefahrstoffmessung ist durch den dem Antragsteller erdffneten Bericht
vom 24. November 2025 ebenfalls dokumentiert. Welche dartberhinausgehenden weiteren Do-
kumente der Antragsteller verlangt, hat er nicht nachvollziehbar erldutert und damit nicht hin-
reichend substantiiert geltend gemacht. Die genannten Normen geben jedenfalls nach ihrem
Sinn und Zweck, ein sicheres Arbeitsumfeld zu gewahrleisten, keinen Anspruch darauf, samtli-
che Beweise flr einen kinftigen Schadensersatzprozess zu sichern.

3. Fr die isolierte Aufhebung des Beschwerdebescheides gibt es kein Rechtsschutzbedurfnis,
wenn - wie hier - die Beschwerde in der Hauptsache nicht durchdringt. Der Beschwerdebescheid
enthalt in der Begriindung der Zuriickweisung keine selbstandige weitere Beschwer. Eine sol-
che ergibt sich nicht daraus, dass der Antragsteller die Begriindung flr unzutreffend halt. Et-
was Anderes ergibt sich auch nicht daraus, dass der Antragsteller auch eine Verletzung des Be-
schleunigungsgebotes durch die Beschwerdeentscheidung behauptet. Nach standiger Recht-
sprechung des Senats (vgl. BVerwG, Beschluss vom 13. Juli 2015 - 1 WB 12.15 - NZWehrr 2015,
257 <258> m. w. N.) stellt die Art und Weise der Verfahrensbehandlung fur sich genommen
keinen statthaften Beschwerdegegenstand dar. Rechtsschutz wird allein gegen die dienstliche
MaBnahme im Sinne von § 17 Abs. 3 Satz 1 WBO (hieri. V. m. §§ 22, 21 Abs. 2 Satz 1 WBO) ge-
wahrt; nur im Rahmen der Anfechtung einer MaBnahme kann auch eine Uberpriifung auf even-
tuelle Verfahrensfehler erfolgen. Dies folgt auch aus der im Wehrbeschwerdeverfahren entspre-
chend anwendbaren Vorschrift des § 44a Satz 1 VwGO, wonach Rechtsbehelfe gegen behdrdli-
che Verfahrenshandlungen nur gleichzeitig mit dem gegen die jeweilige Sachentscheidung zu-
Iassigen Rechtsbehelf geltend gemacht werden kénnen (BVerwG, Beschluss vom 26. Novem-
ber 2020 - 1 WB 23.20 - juris Rn. 21). Hier kommt noch hinzu, dass das Unterbleiben einer Be-
schwerdeentscheidung binnen Monatsfrist den Weg in das gerichtliche Verfahren eréffnet. Da-
mit ist eine Verletzung des Beschleunigungsgrundsatzes bereits angemessen ausgeglichen, oh-
ne dass es zusatzlich einer Prifung der Grinde fir die Verzdgerung bedarf.

© Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und fir Verbraucherschutz
sowie des Bundesamts fir Justiz - https://www.rechtsprechung-im-internet.de

- Seite 5von 5 -


https://www.rechtsprechung-im-internet.de

	Langtext  
					
	
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe



